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Das Blatt erſcheint nach + + . gu beziehen durch alle poſt⸗ 
Bedarf) im allgemeinen anſtalten und durch die 
monatlich zweimal, zum = Expedition des Blattes 
— Berlin WS. Mauerſtr. 4/44. 
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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Verſetzt ſind: ſurt a. M., Dipl.⸗Ing. Wagler von 
der Baugewerkſchuldirektor Profeſſor Neukölln nach Deutſch⸗Krone, Dipl.-Ing. 
Opderbecke von Stettin nach Münſter Heilmaier von Frankfurt a. M. nach 
i. Weſtf., | Idſtein, Dipl.-Ing. Müller von Deutſch⸗ 
der Direktor der ſtaatlichen Tiefbauſchule in Krone nach Magdeburg, Preuße von 
Rendsburg Profeſſor Dr.-Ing. Weiske Breslau nach Hildesheim, Dr.-Ing. 
an die Baugewerkſchule in Stettin, Reeſe von Aachen nach Frankfurt a. O., 
die Baugewerkſchuloberlehrer Profeſſor der Baugewerkſchullehrer Jahnke von 
Baſchant von Idſtein nach Frank⸗ Neukölln nach Frankfurt a. O. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Schifferprüfungen. 
Mit der am 25. Mai d. Js. in Stettin beginnenden Prüfung zum Schiffer auf großer 
Fahrt wird eine Prüfung zum Seeſteuermann verbunden werden. 


Flaggen für Danziger und Memeler Schiffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W, den 26. April 1920. 


Für Danzig iſt eine beſondere Flagge eingeführt worden, die von den Danziger 
Kauffahrteiſchiffen als Nationalflagge zu führen iſt. Die Flagge hat in Länge und Breite 
das Verhältnis 3: 2 und zeigt auf rotem Tuche, im erſten Drittel von der Flaggenſtange an 
gerechnet, gleichlaufend zu dieſer zwei weiße Kreuze übereinander und darüber eine gelbe Krone. 

Auch dem Memelgebiet und den in Memel beheimateten Schiffen iſt eine beſondere 
Flagge verliehen worden; ſie zeigt die Farben Gold⸗Rot und das Memeler Wappen links oben. 

Ich erſuche, beteiligte Kreiſe hiervon zu verſtändigen. 

Im Auftrage. 5 
III 5223. v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


Anlage. 


— 


2. Sonſtige Angelegenheiten. 
Anmeldung von Rechten Deutſcher an ausländiſchen Unternehmungen. 


Preußiſche Ausführungsanweiſung zu der Bekanntmachung des Reichsminiſters 
für Wiederaufbau vom 27. März 1920 über die Anmeldung von Rechten oder 
Beteiligungen an öffentlichen Unternehmungen oder Konzeſſionen aus Anlaß 
der Durchführung der Beſtimmungen des Artikels 260 des Friedens vertrags 
(Deutſcher Reichsanzeiger Nr. 68 vom 31. März Abends). 

Die Anmeldung der in der Bekanntmachung des Reichsminiſters für Wiederaufbau 
vom 27. März 1920 bezeichneten Rechte, Beteiligungen und Anwartſchaften iſt, ſoweit der An⸗ 
meldepflichtige ſeinen Wohnſitz, dauernden Aufenthalt oder Sitz im Gebiete des Freiſtaats 
Preußen hat, bei dem Landesausſchuß der preußiſchen Handelskammern in Berlin C2, 
Kloſterſtraße 41, einzureichen. 

Berlin, den 1. April 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe 
Im Auftrage. 
Ib 2291 U. Neuhaus. 


Ernennung von Handelsrichtern. 
Mit Rückſicht auf die durch die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
16. April 1920 angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter und ſtellvertretenden 
Handelsrichter bei der Kammer für Handelsſachen in Hagen i. W. wird das der Allge⸗ 
meinen Verfügung vom 12. März 1904 (JMBl. S. 65) beigefügte Verzeichnis A zu Nr. 15 
in der aus der Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 


Berlin, den 17. April 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Juſtizminiſter. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Neuhaus. Geißler. 
IM. 1a 491 2 Ang. — M. f. H. IIa 2659. 
Anlage. 
Verzeichnis A. 
a [or se ome| , de. ae. ee 
a für der Handelsrichter berechtigte Handels⸗ des Handelsſtandes 
b l d 
Handelsſachen Organe des Handelsſtandes richter Stellvertreter we a 
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b) Handelskammer zu Iſer⸗ 
lohn 

e) Handelskammer zu Lü⸗ 
denſcheid 

d) Handelskammer für das 
Lennegebiet des Kreiſes 
Altena und für den Kreis 
Olpe zu Altena 


(vgl. auch Nr. 9) 


a 
10) 


15 | Hagen a) Handelskammer zu Hagen 12 


Ernennung von Handelsrichtern. 
Mit Rückſicht auf die durch die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
17. April 1920 angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter bei den Kammern für 
Handelsſachen in Frankfurt a. M. wird das der Allgemeinen Verfügung vom 12. März 1904 
in der Faſſung der Allgemeinen Verfügung vom 16. Dezember 1912 (JMBl. S. 414) bei- 
gefügte Verzeichnis A zu Nr. 18 in der aus der Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 


Berlin, den 19. April 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Juſtizminiſter. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Neuhaus. Geißler. 


M. f. H. IIa 2842. — IM. Ia 506. 20. 


Anlage. 
Verzeichnis A. 
; 1 5 Anzahl der Anzahl der von den 
Efde. Sig . Zu Berielnge y —— einzelnen Organen 
9 für der Handelsrichter berechtigte Handels⸗ | des Handelsſtandes 
. Handelsſachen Organe des Handelsſtandes richter Kr ee 
il 2 8 KENT | ER >: * 
| | 
18 | Frankfurt Handelskammer zu Frank⸗ BUT TV 60 
a. M. furt a. M. 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 


Anlagen für Zelluloidfilme. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 5 g 
Berlin WI, den 24. April 1920. 

Die Grundſätze für die gewerbepolizeiliche Überwachung der Betriebe zur Herſtellung 
von Zelluloidwaren und der dazu gehörigen Lagerräume vom 7. Mai 1910 (SMBl. ©. 182) 
haben, was anſcheinend nicht überall erkannt worden iſt, auch Gültigkeit für alle Unter⸗ 
nehmungen, in denen Zelluloidfilme angefertigt, bearbeitet, geprüft, ausgebeſſert, ver⸗ 
trieben, vorgeführt und gelagert werden. Insbeſondere iſt der Abſchnitt A dieſer Grund⸗ 
ſätze für ſolche Betriebe regelmäßig anwendbar, während für fie Abſchnitt B, der ſich auf 
Betriebe mit weniger als drei Gehilfen bezieht, nicht in Betracht kommen wird, weil anzu⸗ 
nehmen iſt, daß in den Zelluloidfilm⸗Fabriken und Verleihgeſchäften ſtets insgeſamt 
mindeſtens drei Perſonen tätig ſind. Wir halten es deshalb nicht für erforderlich, wie es 
mehrfach angeregt worden iſt, für die Überwachung der Zelluloidfilmfabriken uſw. beſondere 
Vorſchriften zu erlaſſen, haben aber für ſie die Grundſätze vom 7. Mai 1910 durch einige 
Zuſätze ergänzt, die die gegenwärtige Entwicklung der Filmfabriken erforderlich erſcheinen läßt. 


Wir überſenden Ihnen .... Abdrucke der ſich aus dieſen Ergänzungen ergebenden — 


neuen Grundſätze für die oben bezeichneten Zelluloidfilmgeſchäfte mit dem Erſuchen, jedem 
Gewerbeinſpektor Ihres Bezirks einen Abdruck mit dem Auftrage zuſtellen zu laſſen, ſie 
als Anhalt bei ſeinen Maßnahmen zur Durchführung der 88 120 a bis 120% der Gewerbe⸗ 
ordnung zu benutzen. Sie wollen die Beamten dabei darauf hinweiſen, daß ſie bei der 


Anlage, 


Anlagen 1 
U. II. 
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Anwendung der Grundſätze nicht unbedingt an ihren Wortlaut gebunden, ſondern ver⸗ 
pflichtet ſind, unter Berückſichtigung ihres Inhalts für jeden einzelnen Betrieb, in dem 
Zelluloidfilme hergeſtellt, bearbeitet, geprüft, ausgebeſſert, vertrieben und vorgeführt werden, 
und für jedes Lager von Zelluloidfilmen ſelbſtändig zu prüfen, welchen Anforderungen 
darin mit Rückſicht auf die Sicherheit der Arbeiter und der Nachbarn genügt werden muß. 

Im einzelnen bemerken wir dabei noch folgendes: 

Als neue Betriebsſtätten im Sinne von a I 1 und 2, a II 3, b II Abſ. 2 uſw. dieſer 
Grundſätze gelten die nach dem 7. Mai 1910 in Benutzung genommenen Räume. 

Bei der Beſichtigung einer Reihe von Filmbetrieben durch Mitglieder der Techniſchen 
Deputation für Geiverbe hat ſich herausgeſtellt, daß in ihnen die Grundſätze vom 7. Mai 
1910 nicht die genügende Beachtung gefunden hatten. Wir erſuchen Sie deshalb, auf eine 
ſchärfere Befolgung der neuen Grundſätze hinzuwirken. Damit von der zuſtändigen Polizei⸗ 
behörde die erforderlichen baulichen Maßnahmen rechtzeitig angeordnet werden können, 
wollen Sie außerdem — ſofern nicht bereits in den Bauordnungen für die baulichen 
Anderungen oder für die Veränderung der Benutzungsart der Gebäude die Einholung der 
Baugenehmigung vorgeſehen iſt — mit Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes (in Berlin des 
Herrn Oberpräſidenten) durch Polizeiverordnung vorſchreiben, daß Räume für die Anferti⸗ 
gung, die Bearbeitung, die Prüfung, die Ausbeſſerung, den Vertrieb, die Lagerung und 
die Vorführung von Zelluloidfilmen erſt in Benutzung genommen werden dürfen, wenn 
dieſe Abſicht der Ortspolizeibehörde angezeigt worden iſt. Die Ortspolizeibehörden ſind 
anzuweiſen, derartige Baugeſuche oder die Anzeigen alsbald in Urſchrift oder Abſchrift 
an den zuſtändigen Gewerbeinſpektor weiterzugeben. 

Für alle Filmbetriebe iſt eine durchgreifende Sauberkeit dringend erforderlich. Auch 
muß da, wo Zelluloidfilmſtaub abgeſaugt wird, die Gefahr, die ein Abſetzen des Staubes 
in den Abführungsröhren mit ſich bringt, im Auge behalten werden. 

Da die Filmlager im oberſten Dachgeſchoß auf umfangreichen eiſernen Geſtellen große 
Mengen der zum Teil in Blechkäſten eingeſchloſſenen Filmrollen enthalten, müſſen die 
Gewerbeaufſichtsbeamten auch die Frage des Blitzſchutzes im Einzelfalle ſorgfältig prüfen. 
Es iſt bekannt geworden, daß durch eine als Blitzableiter ausgebildete Fahnenſtange, die 
in ein ſolches Lager mit einem metallenen Rohre hineinragte, ſtarke elektriſche Entladungen 
von dieſem Rohr auf die Geſtelle veranlaßt wurden, weil die Stange und die Geſtelle 
nicht miteinander geerdet waren. Die befremdliche Tatſache, daß dieſem Übelſtande durch 
ein einfaches Umkleiden des Fußes der Stange mit Zement zu begegnen verſucht wurde, 
zeigt, wie wenig leider die Kenntnis von Mitteln zur Abwendung ſolcher Gefahrenmomente 
verbreitet iſt. 

Endlich machen wir darauf aufmerkſam, daß in manchen Anlagen die Filme in ge⸗ 
mauerten Wandſchränken mit feuerſicheren Türen (nach dem Muſter von Geyer in Neukölln) 
aufbewahrt werden. Dies allgemein zu verlangen, würde nicht gerechtfertigt ſein. Wohl 
aber empfiehlt es ſich, die Beteiligten auf dies Mittel zur Einſchränkung der Gefahren bei 
Gelegenheit aufmerkſam zu machen. 


Der Miniſter Der Mini DR: Der Minifter 
für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. für Volkswohlfahrt 
Im Auftrage. 


Im Auftrage. 8 Im Auftrage. 
v. Meyeren. Schloſſer. Contze. 


III 5512 M. f. H. — IId 894 M. d. J. — II 9 132 M. f. B. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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Anlage 1. 


41. 


Grund ſüte 


für die gewerbepolizeiliche Überwachung der Anlagen, in denen Zelluloid⸗ 
filme angefertigt, bearbeitet, geprüft, ausgebeſſert, vertrieben oder vor⸗ 
geführt werden. 


Inhaltsüberſicht. 


Lage und Bauart der Räume. ö III. Betriebs vorſchriften. 
| 1. Feuer und Licht. 
2. Verkehrswege. 


= 


II. Innere Einrichtung der Raume. 


1. Lüftung. 3. Aufbewahrung von Material und Abfällen. 
2. Heizung. 4. Reinhaltung der Betriebsräume. 

3. Beleuchtung. 5. Bekämpfung von Bränden. 

4. Elektriſche Anlagen. 6. Hausarbeiter. 

5. Löſcheinrichtingen. IV. Apparateräume zur Vorführung von Filmen. 


I. Lage und Bauart der Räume. 


1. In neuen Betriebsſtätten dürfen die Räume, in denen Zelluloid bearbeitet oder 
gelagert wird, nicht unter bewohnten oder zum dauernden Aufenthalte von Menſchen be⸗ 
ſtimmten Räumen eingerichtet werden, bei Veränderungen beſtehender Betriebsſtätten ſind 
ſolche Räume aus tiefer liegenden Geſchoſſen zu verlegen. 

Die Verwendung mehrerer Geſchoſſe für eine und dieſelbe Anlage iſt nur zuläſſig, 
wenn darüber keine ſonſtigen zum dauernden Aufenthalte von Menſchen beſtimmten Räume 
vorhanden ſind, und jedes der zum Betriebe benutzten Geſchoſſe wenigſtens einen mit den 
anderen Geſchoſſen nicht in Verbindung ſtehenden geſicherten Rückzugsweg beſitzt. Als 
ſolcher Rückzugsweg gilt auch eine im Freien an allen Geſchoſſen vorbeiführende Nottreppe. 

Jeder Vetriebsraum muß mit zwei nach verſchiedenen Seiten gelegenen Ausgängen 
verſehen ſein, von denen aus man zu je einer feuerſicheren Treppe in einem maſſiven und 
rauchſicher abgeſchloſſenen Treppenhauſe gelangen kann. 

Andere neben und über den Betriebsſtätten liegende Räume müſſen wenigſtens mit 
einem Rückzugswege, der bei einem Brande in den Betriebsſtätten nicht gefährdet werden 
kann, verſehen ſein. Dies gilt auch für Räume des Filmbetriebs, in denen ein Verkehr 
mit Filmen überhaupt nicht ſtattfindet, z. B. reine Büroräume, Regiſtraturen, Kaſſen, Zu⸗ 
ſchauerräume für Vorführungen, Lager für Druckſchrlften, Reklamebilder und Verpackungs⸗ 
ſtoffe, ſowie Repräſentationsräume. g 


g 2. Die Räume müſſen durch maſſive, bei beſtehenden Gebäuden wenigſtens durch 
fenerfefte*) Wände nach allen Seiten hin abgeſchloſſen fein, die Decke braucht nur feuer⸗ 


) Als feuerfeſte Konſtruktionen gelten zurzeit außer den maſſiven: 

a) Decken aus unverbrennlichen Bauſtoffen, z. B. Könenſche Voutenplatten, Kleineſche Decken und 
ähnliche Konſtruktionen; 

b) Wände aus Beton mit und ohne Eiſeneinlage, glutſicher umhüllte Eiſenfachwerkswände, Wände 
aus gebrannten Steinen mit Eiſeneinlage und dergleichen Konſtruktionen; f 

e) Treppen aus Beton mit und ohne Eiſeneinlage, aus Kunſtſtein mit Eiſeneinlage und dergleichen 
Konſtruktionen. 

Treppen aus Haufteinen gelten nicht als feuerfeſt. Decken, Wände und Treppen mit nicht glutſicher 
umhüllten Eiſenteilen gelten nicht als fenerfeſt. Zur glutſicheren Ummantelung von Eiſenkonſtruktionen ſind 
ſchlechte Wärmeleiter zu verwenden, die geeignet ſind, die Übertragung hoher Wärmegrade auf die Eiſenteile 
zu verhindern. 
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jicher*) zu ſein. In den Wänden find nur rauch- und feuerſichere Türen zuläſſig. Bei 
beſtehenden Türen genügt es, wenn ſie beiderſeits mit Blech beſchlagen ſind. Die Türen 
müſſen nach außen aufſchlagen und ſelbſttätig ſchließen. Als Zwiſchenwände innerhalb des 
Betriebs genügen unter günſtigen Verhältniſſen feuerſichere Wände. 


3. Lagerräume, die insgeſamt mehr als 500 kg Zelluloidfilme enthalten, müſſen nach 
Lage und Beſchaffenheit den beſonderen Grunbſätzen für die Anforderungen an Lagerräume 
für Zelluloidfilme (nachſtehend unter b) entſprechen. Für Lagerräume, die insgeſamt mehr 
als 50 kg an anderen fertigen Waren, Rohzelluloid oder Abfällen enthalten, verbleibt es 
bei den allgemeinen Grundſätzen für die an Zelluloidlager zu ſtellenden Anforderungen vom 
7. Mai 1910 (HM Bl. S. 187). 

Lagerräume, die geringere Mengen enthalten, müſſen von den Betriebsſtätten durch 
feuerſichere Wände und feuerſichere, felbſtſchließende Türen getrennt ſein und dürfen keine 
Heizung und keine andere als Tages⸗, Außen- oder elektriſche Beleuchtung beſitzen und nicht 
tiefer als die Betriebsſtätte (Nr. 1) und nicht in unmittelbarer Nähe eines Ausgangs 
liegen Ihre Tür muß mit der großen Aufſchrift: „Zelluloidlager“ verſehen ſein. 

In deu Lagerräumen ſind alle Arbeiten außer dem Herein⸗ und Hinausſchaffen der 
verpackten Filme verboten. Loſe Filme dürfen ſich im Lagerraume nicht befinden. 


II. Innere Einrichtung der Räume. 


1. Lüftung. Die Arbeitsräume müſſen auf jede Perſon mindeſtens 15 ebm Luft⸗ 
raum bieten und mit reichlicher natürlicher Lüftung verſehen ſein. Sie müſſen hohe Fenſter 
haben, die große Scheiben von dünnem Glaſe (ohne Drahteinlage) beſitzen, möglichſt bis 
zur Decke reichen und in ihrem oberen Teil durch eine vom Fußboden aus ſtellbare 
Lüftungsklappe geöffnet werden können. Die Größe der geſamten Fenſterfläche muß 
mindeſtens 15 % der Bodenfläche und 40 % der Fenſterwand betragen. Dämpfe von 
Eſſigſäure, Azeton uſw. ſind wirkſam abzuführen; nach Bedarf iſt mechaniſche Ventilation 
einzurichten. 

Alle Lager und Vorratsräume müſſen gelüftet werden können. 

Die Treppenhäuſer ſind möglichſt mit Luftfenſtern, immer aber im höchſten Punkte 
mit einer von unten zu öffnenden Luftklappe zu verſehen, deren Offnung mindeſtens 4, qm 
groß iſt und mindeſtens 5 % der Bodenfläche des Treppenhauſes beträgt. 


2. Heizung. Die Arbeitsräume ſind am beſten durch Dampf oder Warmwaſſer zu 
heizen. Die Verwendung von eiſernen Ofen und von Gasöfen ift unterſagt. Kachelöfen müſſen 
von außen geheizt werden. Alle Heizkörper müſſen eine glatte Oberfläche oder einen glatten 
Mantel beſitzen und ſo geſtaltet und angeordnet ſein, daß Zelluloidwaren nicht mit ihnen 
in Berührung kommen und nicht auf ihnen gelagert werden können, und daß jede Reinigung 
leicht und ſicher vorgenommen werden kann. Die Heiz- und Dampfrohre find fo zu ver- 
legen, daß fie mindeſtens 20cm vom Fußboden entfernt bleiben. 

Zum Kochen und zum Erhitzen von Preſſen iſt bei Neueinrichtungen womöglich nur 
Dampf, heißes Waſſer oder Elektrizität zu verwenden. Bei Gaskochern und Gaspreſſen 
ſind die Flammen vor der Berührung mit Zelluloid zu ſichern. 


9) Als feuerſicher gelten zurzeit außer den feuerfeſten folgende Konſtruktionen: 

a) Decken, die zwar aus unverbrennlichen Vauſtoffen beſtehen, aber nicht glutſicher umhüllte 
Eiſenteile dufweiſen, ferner ausgeſtakte, mit unverbrennlichen Bauſtoffen ausgefüllte und unter⸗ 
halb durchweg mit Kalk⸗ und Zementmörtel verputzte oder mit einer gleich wirtſamen Beklei⸗ 
dung verſehene Holzbalkendecken; 

b) Wände aus Gips⸗, Kunſtſtein⸗ oder dergleichen Platten, ferner beiderſeits verputzte Brett⸗ 
wände oder ausgemauerte Fachwerkswände, Rabitzwände, Drahtziegelwände und dergleichen; 

e) Treppen aus Eiſen oder Eichenholz; Treppen aus anderem Holz oder aus Hauſteinen nur 
dann, wenn die Unterſeiten der Slufen bei erſteren gerohrt und geputzt, bei letzteren geputzt, 
oder bei beiden mit einer gleich wirkſamen Bekleidung verſehen ſind; 

d) Türen und Klappen, die aus unverbrennlichen, nicht zerſtörend aufeinander wirkenden, ihrer 
Zuſammenſetzung nach im einzelnen genau bezeichneten Bauſtoffen beſtehen, ſelbſttätig zufallen, 
dichtſchließend in 5 em breite Falze aus unverbrennlichem Bauſtoff ſchlagen, und deren Wider⸗ 
ſtandsfähigkeit gegen Feuer durch eine Prüfung des Materialprüfungsamts in Berlin⸗Lichter⸗ 
felde W. dem Polizeipräſidenten in Berlin nachgewieſen und von dieſem anerkannt iſt. Dabei 
gelten als widerſtandsfähig nur ſolche Türen und Klappen, die einer Hitze von 1000 o C 
mindeſtens 30 Minuten lang widerſtanden haben, ohne ſich erheblich zu verziehen oder zu 
verändern. 

e) Dächer, die mit einem gegen die Übertragung von Feuer genügenden Schutz bietenden Stoffe 
— z. B. mit Stein, Metall, Teerpappe, Holzzement, Glas oder dergleichen — gedeckt find. 


ach 
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3. Beleuchtung. Zur Beleuchtung der Arbeitsräume find bei Neueinrichtungen nur 
elektriſche Glühlampen mit ſtarker Schutzglocke zu verwenden, deren Hauptausſchalter außer⸗ 
halb der Arbeitsräume anzuordnen ſind. Elektriſche Lampen unter den Tiſchen ſind nur 
zuläſſig, wenn die Zuleitungen in geſchloſſenen Rohren oder als Kabel verlegt ſind. 

Bei beſtehenden Anlagen werden, wo Elektrizität nicht zur Verfügung ſteht, Gas⸗ 
glühlichtlampen zugelaſſen, wenn ſie mindeſtens 1 m von der Arbeitsſtelle entfernt, feſt und 
ſicher angebracht und mit einem Schutzteller gegen aufliegende Späne, herabfallende Glas⸗ 
ſtücke und dergleichen ſowie mit einem Blaker verſehen ſind. 

Offene Gasflammen und Petroleumlampen ſind verboten. 

Flure und Rückzugswege müſſen möglichſt durch Tageslicht erhellt ſein. Für Zeiten 
der Dunkelheit, und wo die Beleuchtung durch Tageslicht infolge der durch die Eigenart 
des Betriebs bedingten Raumeinteilung ausnahmsweiſe nicht möglich iſt, müſſen die Flure, 
die Rückzugswege und die künſtlich verdunkelten Räume (Kopierräume, Zuſchauerräume uſw.) 
eine von der Hauptbeleuchtung unabhängige elektriſche Not⸗Beleuchtung beſitzen. Für die 
Speiſung der Notlampen ſind Sammler zu benutzen, die nur dieſem Zwecke dienen. All⸗ 
jährlich iſt das Zeugnis einer hierfür anerkannten Firma beizubringen, daß die elektriſche 
Anlage geprüft iſt. Anſtelle der elektriſchen Notbeleuchtung kann auch eine „kalte“ 
(Meſothorium-) Beleuchtung verwendet werden. 


4. Elektriſche Anlagen. Für elektriſche Einrichtungen ſind die vom Verbande 
deutſcher Elektrotechniker aufgeſtellten Vorſchriften für die Errichtung elektriſcher Stark⸗ 
ſtromanlagen maßgebend. Die Sicherungen der elektriſchen Leitung ſind mit einem eiſernen 
Kaſten zu umgeben, der beim Schmelzen der Sicherungsmaſſe dieſe auffängt. 

5. Löſcheinrichtungen. Auf je 50 qm Bodenfläche muß ein Zapfhahn der Waſſer⸗ 
leitung von mindeſtens 20 mm Durchmeſſer mit angeſchraubtem Gummi⸗ oder Hanfſchlauch 
und an jeder Arbeitsſtelle muß ein mit Waſſer gefüllter Löſcheimer vorhanden ſein. Einige 
mit Waſſer gefüllte Löſcheimer müſſen ſich auch in unmittelbarer Nähe der Ausgänge 
befinden. Für größere Anlagen empfehlen ſich außerdem noch ſelbſttätige Brauſe⸗ und 
Sprinklereinrichtungen. 


III. Betriebsvorſchriften. 


1. Feuer und Licht. In Betriebsſtätten und Lagerräumen darf kein freies Feuer 
oder Licht benutzt und nicht geraucht werden; auch das Mitführen von Zündhölzern iſt 
den dort verkehrenden Perſonen verboten. Für das Anzünden von Lampen dürfen nur 
elektriſche Anzünder oder Platinzündſtoffe benutzt werden. 

Dieſe oder ſünigemäße Vorſchriften find auf beiden Seiten aller Türen anzubringen. 

Werden Zelluloidwaren für den Verſand in hölzernen Kiſten mit Zinkeinſätzen ver⸗ 
packt, ſo darf das Löten und Entlöten von Deckel und Einſatz nur mittels eines mäßig 
erwärmten Lötkolbens (nicht mit Lötlampen) und nur unter Zuhilfenahme einer feuer⸗ 
ſicheren Unterlage (z. B. Aſbeſtpappe oder durch Tränken feuerſicher gemachter Pappe) 
bewirkt werden. Es muß von einer mit dem Löten und Entlöten und der Leichtentzünd⸗ 
lichkeit des Zelluloids vertrauten Perſon und tunlichſt im Freien vorgenommen werden. 


2. Verkehrswege. Im Innern aller Betriebsräume ſind behufs raſcher Entleerung 
Gänge — in der Regel nicht unter 1,20 m breit — von Gegenſtänden jeder Art dauernd 
frei zu laſſen; die Gänge müſſen tunlichſt in gerader Richtung auf die für die Entleerung 
in Betracht kommenden Türen führen. 


3. Aufbewahrung von Material und Abfällen. Rohmaterial darf nur in der 
Menge eines Tagesbedarfs, und fertige Waren dürfen nur in der Menge der Tages⸗ 
produktion in der Betriebsſtätte vorhanden ſein; in den Ausgaberäumen der Verleihgeſchäfte 
darf nur der Tages bedarf untergebracht ſein. Größere Mengen müſſen in beſonderen Lager⸗ 
räumen (I 3) aufbewahrt werden. 

Kleine Abfälle (Drehſpäne, Sägemehl uſw.), die an Maſchinen oder bei der Hand⸗ 
arbeit entſtehen, ſind möglichſt in Blechbehältern mit Waſſer aufzufangen. Dieſe müſſen, 
wenn fie nicht benutzt werden, oder im Falle der Gefahr, durch Blechdeckel verſchloſſen und 
täglich zweimal in feuerſichere Sammelbehälter, die im Lagerraume ſtehen, entleert werden. 
Sonſtige Abfälle ſind möglichſt bald nach ihrer Abkühlung, und zwar täglich mindeſtens 
zweimal, zu ſammeln und in den erwähnten Sammelbehältern unterzubringen. Der geſamte 
Inhalt der Sammelbehälter muß ſich ſtets in Waſſer befinden und mindeſtens zweimal 
wöchentlich aus dem Lagerraum entfernt werden; er darf nie mehr als 200 kg betragen. 
Größere Mengen müſſen in beſonderen Zwiſchenlagern aufbewahrt werden, auf die die 
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Vorſchriften in 13 Abſ. 2 und 3 Anwendung finden. Benzin, Azeton, Petroleum, Spiritus, 
Lack und ähnliche feuergefährliche Stoffe ſind nach den bezüglichen beſonderen Polizei⸗ 
verordnungen aufzubewahren; ſie müſſen ſich, ſobald ihre Menge ¼ 1 überſteigt, ſtets in 
dicht verſchloſſenen Blechgefäßen befinden. 

4. Die Betriebsräume müſſen täglich durch feuchtes Aufwiſchen gereinigt werden. 

5. In jedem Betriebsraume muß während des Betriebs eine Perſon anweſend ſein, 
die mit N der Löſchmittel vertraut und über die Gefahren des Zelluloids 
unterrichtet iſt. 

Alle anderen Arbeiter ſind durch Anſchlag anzuweiſen, den Arbeitsraum beim Ent⸗ 
ſtehen eines Brandes wegen der Giftigkeit der Verbrennungsgaſe ſofort zu verlaſſen, wenn 
die Benutzung von Waſſer nicht das ſofortige Löſchen zur Folge hat. Ihre Kleidungsſtücke, 
die bei der ſchnellen Rettung etwa verloren gehen könnten, ſind vom Unternehmer gegen 
Feuerſchaden zu verſichern; daß dies geſchehen, iſt in dem Anſchlag hervorzuheben. 

6. Gewerbetreibende, die Hausarbeiter beſchäftigen, haben dieſe bei der Übertragung 
der Arbeit über deren Gefahren ſchriftlich zu unterrichten. 

7. In allen Arbeitsräumen, wo Filme gelocht, umgewickelt, geklebt oder ſonſt in 
loſem Zuſtand behandelt werden, dürfen andere Arbeiten nicht vorgenommen werden. Dieſe 
Räume und die Lagerräume dürfen von anderen als den darin beſchäftigten Perſonen 
(3. B. von Käufern, Entleihern, Schauſpielern) nicht betreten werden. 

8. Es iſt ſtreng zu unterſagen, in Räume, welche nicht für einen Verkehr mit Filmen 
vorgeſehen ſind, z. B. reine Büroräume, Regiſtraturen, Kaſſen, Zuſchauerräume für Vor⸗ 
führungen, Lager für Druckſchriften; Reklamebilder und Packmaterialien, ſowie Repräſen⸗ 
tationsräume, Zelluloidfilme auch nur vorübergehend hineinzubringen. 

9. An einer allen Arbeitern und Angeſtellten in die Augen fallenden Stelle iſt eine 
Tafel auszuhängen, die in deutlicher Schrift die Betriebsvorſchriften (Nr. III) enthält. Die 
Verbote in Nr. III 7 Satz 2 und III 8 müſſen an jedem einzelnen Raum, auf den ſie ſich 
beziehen, außen augenfällig angeſchlagen ſein. 


IV. Apparateräume zur Vorführung von Filmen. 

1. Die Beſtimmungen in Abſchnitt I Nr. 1 Abſ. 4, Nr. 2, Abſchnitt II Nr. 2 Abſ. 1, 
Nr. 3 und 4, Abſchnitt III Nr. 1, 5, 7 Satz 2, Nr. 9 Satz 2 ſind auch für dieſe Räume 
maßgebend. 

2.) Der Vorraum darf zur Lagerung irgendwelcher Gegenſtände, insbeſondere Filme, 
nicht benutzt werden. 

In dem Vorführungsraume dürfen nur die unbedingt notwendigen Geräte und Ein⸗ 
richtungsgegenſtände aufbewahrt werden. Sie dürfen nicht aus leicht entflammbaren 
Stoffen beſtehen. 

Die Unterbringung von Kleidungsſtücken und dergleichen im Vorführungsraum iſt 
unzuläſſig. 

3. Der Vorführungsraum muß mindeſtens 4 qm Grundfläche bei 2 m kleinſter Ab- 
meſſung und 10 ebm Luftraum bei durchſchnittlich 2,50 m lichter Höhe haben. 

In der Regel iſt in ihm ein unmittelbar ins Freie führendes Fenſter herzuſtellen. 

4. Die Türen zum Vorführungsraume find fenerficher, ſelbſtätig zufallend und nach 
außen aufſchlagend einzurichten, fie müſſen ſich durch Stoß von innen und Zug von außen 
leicht öffnen laſſen. 

5. Der Platz für die im Vorführungsraume tätigen Perſonen muß ſo liegen, daß ſie 
den Ausgang jederzeit leicht gewinnen können. Dieſer Rückzugsweg iſt ſtets unbedingt 
freizuhalten. 

Der Vorführungsapparat muß ſo aufgeſtellt ſein, daß er von allen Seiten leicht 
zugänglich iſt. 

6. Soll der Ausgang vom Vorführungsraum über eine Treppe erfolgen, ſo muß dieſe 
mit Handgeländer verſehen und mindeſtens 50 em breit ſein. Sie darf ein Steigungs⸗ 
verhältnis von 1 zu 1 nicht überſteigen. Die Verwendung von Leitern iſt unzuläſſig. 

7. Die Proſektions⸗ und Schauöffuungen find möglichſt klein zu halten und mit 5 mm 
ſtarkem, nicht herausnehmbarem Glaſe in Zementputz oder Eiſenumrahmung zu verſchließen. 


) Die Nummern 2 bis 21 ſind der Berliner Polizeiverordnung über die Sicherheit in Kinematographen⸗ 
theatern vom 6. Mai 1912 (Amtsbl. S. 406) entnommen. 


123 

Falls der Abſchluß der Projektionsöffnung durch Glas nicht durchführbar ift, muß 
die Offnung mit einem feſt mit dem Mauerwerk verbundenen Trichter aus mindeſtens 2 mm 
ſtarkem Eiſenblech abgeſchloſſen werden; ſeine kleinere Offnung darf nicht mehr als 4 bis 
5 cm Abmeſſung haben und nicht weiter als 2 em von der Objektivlinſe entfernt ſein. 

Ferner find die Offnungen mit mindeſtens 2 mm ftarfen Eiſenklappen oder Schiebern 
zu verſehen, die ſich bereits bei einem Brande im Apparatfenſter ſelbſttätig ſchließen und 
auch von Hand im Vorführungsraum und außerhalb desſelben bedient werden können. 

8. Als Lichtquelle iſt elektriſches Licht zu verwenden. Für vorübergehende Veran⸗ 
ſtaltungen kann ausnahmsweiſe die Verwendung von Leuchtgas, Ather⸗, Benzin⸗ oder Gaſolin⸗ 
kalklicht geſtattet werden. 

9. Die Projektionslampen ſind in Käſten aus Eiſen⸗ oder Stahlblech unterzubringen, 
die mit doppelten, in ihrem Innern eine hinreichende Luftzirkulation ermöglichenden Wänden 
und Decken verſehen ſein müſſen. Der Zwiſchenraum zwiſchen den Wänden und Decken 
muß mindeſtens 2,5 em betragen. Außerdem find Boden, Wände und Decken der Käſten 
mit Aſbeſt auszufüttern. 

Die in den Käſten vorhandenen Luftlöcher find, ſoweit es ohne Störung der Bedie⸗ 
nung des Apparats möglich iſt, durch Abdeckung mit Drahtgaze oder dergleichen von innen 
derart zu ſichern, daß Funken der Lampen nicht aus den Käſten herausfallen können. Der 
Boden der Lampenkäſten darf auf keinen Fall mit Luftlöchern verſehen ſein. 

Die durch die Lampen erzeugte Wärme iſt durch beſondere ausreichende Lüftung der 
Lampenkäſten in das Freie abzuführen. 

Die Länge der Käſten muß ſo bemeſſen ſein, daß ihre Rückwand mindeſtens 30 em 
von der äußerſten Stellung der Lichtquelle entfernt bleibt. N 

10. Die Reguliervorrichtung der Apparatlampe iſt nach rückwärts derart zu verlängern, 
daß ihre Handhabung vollſtändig außerhalb des Lampenkaſteus erfolgt. 

Die hintere Wand der Lampenkäſten iſt mit einem Aſbeſtvorhange zu ſchließen, der 
oben und an den Seiten der Käſten feſt angebracht ſein muß und nur in der Mitte mit 
einem Schlitz zur Bedienung der Projektionslampe verſehen werden darf. Die beiden Teile 
des Vorhanges müſſen ſo reichlich bemeſſen ſein, daß ſie bei dem Schlitze einige Zentimeter 
übereinanderfallen. 

Der Boden der Lampenkäſten muß über den Vorhang hinausragen und an den 
Kanten in einer Höhe von mindeſtens 2 em unigebogen ſein. 

11. Bei der Benutzung von elektriſcher Beleuchtung ſind für die Anlage die Vor⸗ 
ſchriften des Verbandes Deutſcher Elektrotechniker maßgebend, ſoweit ſie die Billigung des 
Miniſters gefunden haben. 

Die Größe der Widerſtände iſt ſo zu berechnen, daß bei einem regelmäßigen Dauer⸗ 
betrieb ein Glühendwerden vermieden wird. Sie find in der Regel außerhalb des Vor⸗ 
führungsraums anzubringen. 

llber die vorſchriftsmäßige Ausführung der Anlage iſt der Feuerwehr bei der Gebrauchs- 
abnahme die Beſcheinigung einer einwandfreien Firma vorzulegen. 

Alljährlich iſt durch die Vorlegung eines Zeugniſſes einer polizeilich als einwandfrei 
anerkannten Firma nachzuweiſen, daß die gefamte elektriſche Anlage ſich noch in vorſchrifts— 
mäßigem Zuſtande befindet. 

12. Bei Verwendung von Kalklicht dürfen nur entweder ſogenannte Sicherheitslampen, 
bei welchen das Gasgemenge ſich erſt im Augenblicke des Austritts kurz vor der Flamme 
bildet, oder Miſchbrenner, bei welchen das Gasgemenge ſich innerhalb des Brenners miſcht, 
benutzt werden. 

Bei Miſchbrennern muß hinter der Austrittsöffnung (Brennerſpitze) eine Schutzvor⸗ 
richtung von Drahtgaze oder dergleichen angeordnet ſein, welche ein Zurückſchlagen der 
Flamme in die Miſchkammer verhindert. Gleiche Vorrichtungen ſind in der Zuleitung für 
den Brennſtoff vorzuſehen, und zwar je eine dicht hinter dem Saturator und eine vor 
der Miſchkammer. 

Es müſſen metallene Anſätze an dem Saturator und an der Miſchkammer vorhanden 
ſein, in welchen ſich die Schutzvorrichtungen gegen Zurückſchlagen der Flamme befinden 
und an welchen die Zuleitungen feſt angebracht ſein müſſen. 8 

Alle Verbindungen zwiſchen Lampe, Sauerſtoff⸗ und Gasleitung oder Saturator müſſen 
durch gute und ſicher befeſtigte Schläuche, welche angeſchraubt oder durch Drahtumwickelung 
befeſtigt ſind, hergeſtellt werden. 

Der Sauerſtoff darf nur in Stahlzylindern aufbewahrt werden. 
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13. Bei der Benutzung von Ather⸗, Benzin⸗ oder Gafolinlicht (für Anlagen auf 
Plätzen, für welche Leuchtgas nicht beſchafft werden kann) muß die zur Speiſung der 
Flamme dienende Ather⸗, Benzin⸗ oder Gaſolinflüſſigkeit ſich in einem außerhalb des Lampen⸗ 
kaſtens angeordneten Behälter befinden (Saturator). 

Der Saturator muß poröſe Stoffe enthalten, welche die zu verwendende Ather⸗ oder 
Gaſolinflüſſigkeit aufſaugen. 

Ein Auf- und Nachfüllen des Saturators darf nur in einem Raume erfolgen, welcher 
von demjenigen, in welchem die Vorführung ſtattfindet, getrennt iſt, und darf nur bei 
Tageslicht oder mit Benutzung exploſionsſicherer künſtlicher Beleuchtung bewirkt werden. 
Der Saturator darf erſt dann in den Vorführungsraum zurückgebracht werden, wenn die von 
den poröſen Stoffen nicht aufgeſaugte Flüſſigkeit in den Behälter zurückgegoſſen worden iſt. 

Niemals dürfen Ather⸗, Benzin⸗ oder Gaſolinkalklichtlampen verwendet werden, bei 
welchen der Saturator mit dem Brenner vereinigt iſt oder ſich innerhalb des Lampen⸗ 
kaſtens befindet. 

Der Vorrat an Ather, Benzin oder Gaſolin darf weder in dem zur Vorführung be⸗ 
ſtimmten Raume noch im Zuſchauer⸗, Umwickel⸗ oder Filmlagerraum oder in den Fluren 
aufbewahrt werden. 

14. Die durch die Linſe fallenden Wärme⸗ und Lichtſtrahlen ſind, ſobald der Film 
ſich im Zuſtand der Ruhe befindet, alſo nicht abgewickelt wird, durch Schutzſcheiben abzu⸗ 
halten, und zwar muß außzer dem mit der Hand zu bedienenden Metallſchieber noch eine 
automatiſch wirkende Metallſcheibe vorhanden ſein. 

15. Der vor der Linſe (alſo in dem Fenſter des Apparats) befindliche Filmabſchnitt 
muß ſo geſchützt ſein, daß dort auftretende Flammen andere Filmteile nicht erreichen können. 

Ferner ſind Einrichtungen zu treffen, die jede Berührung der Filme mit den Lampen⸗ 
käſten auch bei fehlerhaftem Laufen verhindern. 

16. Der zur Vorführung beſtimmte Film muß ſich von einer offenen Metallrolle mit 
ſeitlichen Begrenzungsflächen abwickeln und zwangläufig auf eine gleichartige Rolle auf⸗ 
wickeln. Die ſeitlichen Begrenzungsflächen müffen ſoviel Luftzutrittsöffnungen haben, daß 
der Film unter Vermeidung von Rauchentwickelung mit offener Flamme abbrennen kann. 

Die Rollen ſind durch geeignete Vorrichtungen ſo zu ſchützen, daß eine Entzündung 
der aufgewickelten Filme verhindert wird. 

17. Die Apparate und Lampenkäſten dürfen nicht in Benutzung genommen werden, 
bevor ſie polizeilich unter Zuziehung eines Vertreters der Feuerwehr oder eines anderen 
Sachverſtändigen geprüft, für einwandfrei erklärt und mit dem amtlichen Prüfungsvermerke 
verſehen worden ſind. 

18. Neben dem Apparate muß ein mit Waſſer gefüllter Eimer und ein naſſer Scheuer⸗ 
lappen bereit gehalten werden. 

19. Zum Ablegen der verbrauchten Kohlenſtifte und Kalkreſte iſt ein Behälter aus 
Eiſenblech, deſſen Boden mit einer dicken Sandſchicht bedeckt iſt, ſeitlich oder hinten am 
Apparattiſch anzubringen. 

20. Die Geſamtlänge ſämtlicher in den Räumen vorhandenen Filme darf 2500 m 
nicht überſteigen. 

Sämtliche Filme mit Ausnahme je eines im Apparat oder auf der Umwickel⸗ 
vorrichtung befindlichen ſind in feuerſicheren, ſelbſttätig ſchließenden Behältern unterzubringen. 
Dieſe Behälter müſſen mindeſtens 1 m vom Fußboden entfernt an der Wand angebracht 
und fo eingerichtet ſein, daß jeder einzelne Film von den anderen völlig feuerſicher getrennt iſt. 

Das Bereitlegen von Filmen in der Nähe der Projektionslampen oder Lampenkäſten 
iſt unzuläſſig. 

21. Ein Abdruck der für den Vorführer wichtigen Beſtimmungen nach näherer An⸗ 
gabe der Polizeibehörde iſt in Plakatform im Vorführungsraum an einer deutlich ſicht⸗ 
baren Stelle anzubringen. 


Anlage 2. 


Grundſütze 


für die Anforderungen an Lagerräume für Zelluloidfilme. 


Anhaltsüberſicht. 
A. Beſtimmung für die Lagerung von 500 bis 4000 kg Zelluloidfilmen. 
J. Lagerung in Gebäuden, die noch anderen Zwecken dienen. 
II. Lagerung in Gebäuden, die nur dieſem Zwecke dienen. 
B. Lagerung von mehr als 4000 oder weniger als 500 kg Zelluloidfilmen. 


A. Beſtimmungen für die Lagerung von 500 bis 4000 kg Zelluloidfilmen. 
J. Lagerung in Gebäuden, die noch anderen Zwecken dienen. 


1. Die Lagerung darf nur in Gebäuden mit maſſiven Wänden erfolgen. 

2. Die Lagerung darf 4000 kg nicht überſchreiten und nur in dem oberſten Stock⸗ 
werk oder Dachgeſchoß ſtattfinden. Über den Lagerräumen dürfen ſich keine Räume befinden, 
die zum Wohnen oder zum dauernden Aufenthalte von Menſchen dienen. Nachbargebäude 
müſſen von dem Gebäude, in dem die Lagerung ſtattfindet, wenn beide nicht durch eine 
Brandmauer voneinander getrennt find, mindeſtens 10 m und jedenfalls jo weit entfernt 
ſein, daß eine aus dem Lager herausſchlagende Stichflamme ihre oberſten Teile nicht 
treffen kann. 

3. Die Umfaſſungswände des Lagerraums find in der Regel mindeſtens 25 em ſtark 
maſſiv oder aus doppelten feuerfeſten Wänden mit 5 em ſtarker Luftſchicht herzuſtellen. 
Enthalten ſie Schornſteine, ſo muß die dem Lagerraume zugewendete Wange 25 em ſtark 
fein. Schornſteinöffnungen dürfen nicht in den Raum führen. 

4. Die Decke des Lagerraums iſt feuerfeſt herzuſtellen. Im Dachgeſchoß darf ſie 
aus der ungeſchützten Dachfläche beſtehen. 

5. Der Fußboden des Lagerraums iſt unverbrennlich herzuſtellen, wenn die Decke 
darunter nicht unverbrennlich iſt. 

6. Die Tür des Lagerraums iſt feuerſicher, nach außen aufſchlagend und ſelbſttätig 
zufallend einzurichten. 

7. Ein Lagerraum im oberſten Stockwerk und im Dachgeſchoß muß einen beſonderen 
feuerſicheren Zugang von einem maſſiven Treppenhauſe beſitzen. Andere Räume, die in 
demſelben Geſchoß wie die Lagerräume oder in einem darüber befindlichen Geſchoß liegen, 
müſſen wenigſtens einen Rückzugsweg haben, der durch einen Brand in den Zelluloidlager⸗ 
räumen nicht gefährdet werden kann. 

8. Die Entlüftung des Lagerraums, wenn ſich dieſer nicht im Keller befindet, muß 
durch reichliche Fenſter oder Oberlichtöffnungen oder durch beſondere Offnungen in der 
Decke bewirkt werden. Die Lüftungsöffnungen müſſen eine Größe von mindeſtens „ qm 
und mindeſtens 5% der Grundfläche des Lagerraums beſitzen. Alle Fenſter und Ober⸗ 
lichtflächen dürfen nur durch dünnes Glas ohne Drahteinlage verſchloſſen werden. 

9. Die Beleuchtung darf nur durch Tageslicht, feuerſicher abgeſchloſſene Außenbeleuch⸗ 
tung oder elektriſche Glühlampen mit Schutzglocken erfolgen. Auf den dem Sonnenlicht 
ausgeſetzten Seiten ſind die Fenſter abzublenden. 


— — 


126 
10. Der Lagerraum darf keine Heizanlagen beſitzen. Alle durch ihn hindurchführenden 
Rohrleitungen, die zeitweilig erwärmt werden, müſſen ſo geſchützt ſein, daß keine Gegen⸗ 
ſtände in geringerer Entfernung als 50 em davon gelagert werden können. Ungeſchützte 
Stromzuleitungen für die elektriſche Beleuchtung oder andere Zwecke ſowie ſonſtige elektriſche 
Apparate (Schmelzkontakte uſw.) dürfen ſich in den Räumen nicht befinden. 
11. In den Lagerräumen find alle Arbeiten, außer dem Herein⸗ und Hinausſchaffen 
der verpackten Filme verboten. Loſe Filme dürfen ſich im Lagerraume nicht befinden. 


II. Lagerung in Gebäuden, die nur dieſem Zwecke dienen. 


Die Lagerung darf nur in Gebäuden lauch freigelegenen Kellern) mit feuerfeſten 
Wänden und Decken oder in einſtöckigen Wellblechhäuſern erfolgen. 

Bei Neubauten muß jedes Lagergebäude mindeſtens 12m von anderen Gebäuden 
entfernt bleiben. Ein Lagergebäude darf höchſtens aus Keller⸗, Erd⸗ und Dachgeſchoß be⸗ 
ſtehen und muß mindeſtens zwei ins Freie führende Ausgänge beſitzen. Für Filmlager in 
freigelegenen Kellern kann vom zweiten Ausgang abgeſehen werden. 

Jedes Lagergebäude muß mit einem Blitzableiter verſehen ſein, der jährlich einmal 
durch einen Sachverſtändigen zu prüfen iſt. 

In einem Gebäude dürfen nicht mehr als im ganzen 20 000 kg Zelluloidfilme gelagert 
werden. f 


B. Lagerung von mehr als 4000 oder weniger als 500 kg Zelluloidfilmen. 


Für die Lagerung von mehr als 4000 kg Zelluloidfilmen werden beſondere Vor⸗ 
ſchriften vorbehalten. 

Ob bei der Lagerung von weniger als 500 kg Zelluloidfilmen beſondere Sicherheits⸗ 
vorkehrungen erforderlich ſind, iſt im Einzelfalle zu prüfen und zu entſcheiden. 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Vergütung der Vorſitzenden der Schlichtungsausſchüſſe. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 21. April 1920. 

Die zahlreichen Anträge auf Erhöhung der Vergütungen für die Vorſitzenden der 
Schlichtungsausſchüſſe laſſen erkennen, daß die durch den Runderlaß vom 29. Juli 1919 
— III. 2790 uſw. feſtgeſetzten Vergütungen in Anbetracht der fortſchreitenden Teuerung 
nicht mehr ausreichend find. Im Einvernehmen mit dem Herrn Reichsminiſter der Finanzen 
bin ich deshalb damit einverſtanden, daß in Abänderung des Runderlaſſes vom 29. Juli 
1919 die Vergütungsſätze rückwirkend vom 1. Januar 1920 ab wie folgt geregelt werden: 

Zu 1a. Den ſtändigen unparteiiſchen Vorſitzenden kann eine Monatsvergütung bis 
zu 400 „ gewährt werden. 

Zu 1b. Den ſtändigen unparteiiſchen Vorſitzenden, die im Schlichtungsausſchuß 
hauptamtlich tätig ſind, ihre volle Arbeitskraft der Angelegenheit ausſchließlich widmen und 
keine weiteren dienſtlichen Bezüge erhalten, darf eine Monatsvergütung bis zu 1000 4 
zugebilligt werden. 

Zu 10. Den ſtellvertretenden unparteiiſchen Vorſitzenden, die im Schlichtungs⸗ 
ausſchuſſe dauernd ohne Unterbrechung tätig ſind, kann eine monatliche Vergütung bis 
zu 300 M und, ſofern die Vorausſetzungen zu. Ih des obigen Runderlaſſes auf ſie zu⸗ 
treffen, eine ſolche bis zu 800 / gewährt werden. 

Neben den Monatsbeträgen zu la bis 1% dürfen beſondere Sitzungsgebühren oder 
laufende monatliche Teuerungszulagen nicht gezahlt werden. Bei der außerordentlichen 
Erhöhung der Sätze muß mit Rückſicht auf die Finanzlage des Reichs vorausgeſetzt werden, 
daß die Höchſtbeträge nur dann gezahlt werden, wenn den Vorſitzenden eine beſonders 
umfangreiche und verantwortungsvolle Tätigkeit obliegt und mit Rückſicht auf die Verhält⸗ 
niſſe eine derart hohe Entlohnung unvermeidlich iſt. 

Bei Berückſichtigung dieſer Grundſätze bedarf es der vorherigen Einholung meiner 
Zuſtimmung zu der Bewilligung der Höchſtſätze nur in Zweifelsfällen. Ich erſuche Sie 
indes, mir über alle Fälle, in denen Sie die Höchſtſätze gewährt haben, eine begründete 
Mitteilung zugehen zu laſſen. Eine zweite Ausfertigung des Berichts iſt zur Weiterleitung 
an das Reichsfinanzminiſterium beizufügen. 
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Zu 1d. Allen übrigen unter 1a bis Le nicht benannten unparteiiſchen Vorſitzenden 
und ſtellvertretenden unparteiiſchen Vorſitzenden, insbeſondere den nichtſtändigen unparteiiſchen 
Vorſisenden (8 15 Abſ. 4 Satz 3 der Verordnung vom 23. Dezember 1918, NED. 
S. 1456) darf für jeden Sitzungstag ſtatt der Vergütung von 30 M eine ſolche von 
40 , bewilligt werden. Eine Monatsvergütung wird daneben nicht gewährt. 

Zu le. Hinſichtlich der Gewährung von Tagegeldern und Fahrkoſten bei Dienſt⸗ 
reifen an die ſtändigen und nichtſtändigen unparteiſſchen Vorſitzenden und deren Stell⸗ 
vertreter verbleibt es bei den bisherigen Beſtimmungen. 

Zu 1f. Die den aus dem Kreiſe der Vertreter der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer 
gewählten ſtändigen Vorſitzenden neben den Sitzungsgebühren zu gewährende beſondere 
Vergütung darf von 15 .M auf 20 # für jeden Sitzungstag erhöht werden. 

Die Entſcheidung über die Erhöhung der Vergütungsſätze zu Id und if erfolgt durch 
die Regierungspräſidenten, in deren Bezirk die Schlichtungsausſchüſſe ihren Sitz haben, 
für die Schlichtungsausſchüſſe, die ihren Sitz in Berlin haben (einſchließlich der Schlichtungs⸗ 
ſtelle in Eberswalde) durch den Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


In Vertretung. 
III 4072. T 4261. Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten, die Regierungsſtelle in Schneidemühl, den Herrn 
Oberpräſidenten in Charlottenburg, den Herrn Oberpräſidenten für die Provinz Ober⸗ 
ſchleſien, Verwaltungsſtelle Breslau in Breslau. 


3. Reichsverſicherungsordnung. 
II. Buch. (Krankenverſicherung.) 
Ruhegehaltsanſprüche der Kaſſenbeamten. 
Der Preußiche Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin W 66, den 8. Aprtl 1920. 


Der Beſchwerde gegen den Beſchluß des Oberverſicherungsamts in L. vom 20. Fe⸗ 
bruar dieſes Jahres, durch welchen die Genehmigung zum § 16 der dem Oberverſicherungs⸗ 
amt vorgelegten Dienſtordnung verſagt wird, kann keine Folge gegeben werden. Dem Ober- 
verſicherungsamt iſt darin beizuſtimmen, daß es nicht angängig iſt, ein Ruhegehalt auch 
ſolchen Angeſtellten zuzubilligen, welche nur nebenamtlich im Kaſſendienſte tätig ſind, und 
ebenſo nicht für den Fall, daß der Angeſtellte aus dem Kaſſendienſt ausſcheidet, ohne dienſt⸗ 
unfähig zu ſein oder das 65. Lebensjahr vollendet zu haben. Das Oberverſicherungsamt 
hat die Genehmigung zu Recht verſagt, weil ein wichtiger Grund im Sinne des Geſetzes 
vorlag. 

5 Im Auftrage. 


III V 341. Bracht. 


An den Vorſtand der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe in C. 


IV. Buch (Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung). 


Ausſtellung von Quittungskarten. 
£ Berlin, den 1. April 1920. 

Ungeachtet des Umſtandes, daß durch den Friedensvertrag Elſaß⸗Lothringen und Teile 
von Weſtpreußen und Poſen vom Deutſchen Reiche abgetrennt worden ſind, erſcheint es 
richtig, daß Verſicherten, die in Deutſchland wohnen und deren Quittungskarten bisher auf 
den Namen der Verſicherungsanſtalt Elſaß⸗Lothringen, Weſtpreußen oder Poſen lauten, 
auch weiterhin Karten mit dem Namen der bisherigen Urſprungsanſtalt (§ 1418 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung) ausgeſtellt werden. Dagegen iſt von einer Verſendung der auf⸗ 
gerechneten Karten an die genannten Auſtalten gemäß $ 1423 Abſatz 1 a. a. O. abzuſehen. 
Vielmehr ſind dieſe Karten einſtweilen bei der Verſicherungsanſtalt, der ſie von den Auf⸗ 


Anlage: 
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rechnungsſtellen eingeſandt wurden, zu verwahren, bis darüber Beſtimmung getroffen iſt, 
welche Verſicherungsanſtalten an Stelle der bisherigen Urſprungsanſtalten treten. In den 
Abkommen mit den beteiligten Staaten wird für einen gegenſeitigen Austauſch der 
Quittungskarten Sorge getragen werden. 

Die Quittungskarten⸗Ausgabeſtellen ſind entſprechend zu verſtändigen. 


Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Im Auftrage. 
III V 417. Bracht. 


An die Oberverſicherungsämter. 


4. Gewerbegerichte, Kaufmannsgerichte. 
Entſchädigung der Beiſitzer der Gewerbegerichte und Kaufmannsgerichte. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 29. April 1920. 
Abdruck überſende ich zur weiteren Veraulaſſung. 


Im Auftrage. 
[Il 4857. v. Meyeren. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam und die Herren Regierungspräſidenten. 


Anlage. 


Der Reichsarbeitsminiſter. Berlin, den 27. März 1920. 


Nach § 20 Abſatz 2 des Gewerbegerichtsgeſetzes und § 15 Abſatz 2 des Geſetzes, 
betreffend Kaufmannsgerichte, erhalten die Beiſitzer der Gewerbegerichte und Kaufmanns⸗ 
gerichte für jede Sitzung, an der ſie teilgenommen haben, Vergütung etwaiger Reiſekoſten 
und eine Entſchädigung für Zeitverſäumnis. Die Höhe der Entſchädigung für Zeit⸗ 
verſäumnis iſt durch das Statut feſtzuſetzen. Bei der Beſprechung des Entwurfs einer 
Verordnung zur Abänderung des Gewerbegerichtsgeſetzes und des Geſetzes, betreffend 
Kaufmannsgerichte, die am 10. März 1920 mit Vertretern der Spitzenverbände der Arbeit⸗ 
geber und Arbeitnehmer und des Verbandes deutſcher Gewerbe- und Kaufmannsgerichte 
im Reichsarbeitsminiſterium ſtattgefunden hat, iſt allſeitig über die nicht mehr zeitgemäße 
Höhe der in den Ortsſtatuten feſtgeſetzten Entſchädigung der Beiſitzer für Zeitverſäummis 
Klage geführt worden. Insbeſondere iſt darauf hingewieſen worden, daß bei einer Ent⸗ 
ſchädigung von 9 /, wie fie in Berlin, und von 6 M, wie fie in Dresden den Beiſitzern 
für die Teilnahme an den Sitzungen gezahlt wird, die Zuziehung von Beiſitzern namentlich 
der Arbeitnehmer mehr und mehr mit Schwierigkeiten verbunden iſt, weil die Arbeit 
nehmer infolge Teilnahme an den Sitzungen Lohnausfälle erleiden, die ein Mehrfaches der 
gezahlten Entſchädigung ausmachen. Aus dieſem Grunde ſcheuen namentlich die Arbeit— 
nehmerbeiſitzer die Zuziehung zu den Sitzungen, und es iſt wiederholt erforderlich geweſen, 
gegenüber Beiſitzern auf Grund des § 23 des Gewerbegerichtsgeſetzes, 8 15 Abſatz 2 des 
Kaufmannsgerichtsgeſetzes Ordnungsſtrafen anzudrohen. Um die Einrichtung der Gewerbe⸗ 
gerichte und Kaufmannsgerichte lebensfähig zu erhalten, erſcheint es deswegen notwendig, 
die Gemeinden und ſonſtigen Kommunalverbände, welche Gewerbegerichte und Kaufmanns⸗ 
gerichte errichtet haben, zu einer Heraufſetzung der ſtatutariſchen Entſchädigung der Beiſitzer 
für Zeitverſäumnis zu veranlaſſen. 

5 In Vertretung. 
IB 2919. Geib. 


An die Regierungen der Länder. 
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